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Jahresrückblick 2023: Sozialversicherungen

Zu Beginn des Jahres 2023 dominierte die Debatte um die Teuerung auch den
Sozialversicherungsbereich, wie Abbildung 1 der APS-Zeitungsanalyse verdeutlicht.
Obwohl National- und Ständerat dies im Vorjahr explizit gewünscht hatten, entschieden
sich die beiden Räte in der Frühjahrssession 2023, nicht auf den in der Zwischenzeit
vorgelegten bundesrätlichen Entwurf für einen vollständigen Teuerungsausgleich bei
den AHV- und IV-Renten, den Ergänzungsleistungen und den Überbrückungsleistungen
einzutreten. Grund dafür war insbesondere, dass die Teuerung in der Zwischenzeit
weniger hoch ausgefallen war als ursprünglich befürchtet und die Erhöhung der
Sozialversicherungsleistungen beinahe die gesamte Teuerung kompensierte.

Auch im Bereich der Krankenversicherungen stieg der finanzielle Druck auf die
Bevölkerung weiter, insbesondere durch einen erneuten Anstieg der
Krankenkassenprämien, was sich etwa auch in einer verstärkten medialen
Berichterstattung zu diesem Thema gegenüber den Vorjahren zeigte (vgl. Abbildung 2
der APS-Zeitungsanalyse). Gleichzeitig tat sich das Parlament weiterhin schwer damit,
Lösungen zur Senkung der Gesundheitskosten zu finden – auch da die Meinungen, wer
am Kostenanstieg schuld sei und wo am einfachsten gespart werden kann, in
Öffentlichkeit, Medien und Parlament weit auseinandergingen.

Ein umfangreiches Projekt, von dem sich ein Teil des Parlaments grosse Einsparungen
bei den Gesundheitskosten erhoffte, war EFAS, die einheitliche Finanzierung von
ambulanten und stationären Gesundheitskosten, das bereits seit 2009 in Bearbeitung
war. Nachdem der Ständerat im Jahr zuvor eingewilligt hatte, auf das Projekt
einzutreten, sofern die Kosten der Langzeitpflege ebenfalls darin integriert werden,
hiess der Nationalrat im Berichtsjahr diese Forderung gut. In der Wintersession 2023
bereinigte das Parlament schliesslich die letzten Fragen zur Ausgestaltung, unter
anderem zur Höhe der kantonalen Beteiligung an den Kosten und zu den zukünftigen
kantonalen Kompetenzen im Gesundheitsbereich, und nahm das Langzeitprojekt in den
Schlussabstimmungen an. Weitere Kosteneinsparungen beabsichtigte der Bundesrat
mit dem zweiten Massnahmenpaket zur Kostendämpfung im Gesundheitswesen, über
das sich der Nationalrat im Berichtsjahr als Erstrat beugte. 

Im Bereich der Gesundheitskosten präsentierte der Bundesrat sowohl zur Prämien-
Entlastungs-Initiative als auch zur Kostenbremse-Initiative je einen indirekten
Gegenvorschlag, die das Parlament im Berichtsjahr mit einigen Änderungen guthiess.
Da die beiden Initiativen daraufhin nicht zurückgezogen wurden, werden diese wohl im
Jahr 2024 an die Urne gelangen.

Ebenfalls im kommenden Jahr abgestimmt werden wird über die
Pensionskassenreform BVG 21, welche das Parlament 2023 fertig beriet. Dabei wich es
stark von dem ursprünglich von einem Teil der Sozialpartner vorgeschlagenen Entwurf
ab – unter anderem, indem es den lebenslangen Rentenzuschlag für die von der
Reduktion des Umwandlungssatzes am stärksten betroffenen Jahrgänge deutlich
weniger grosszügig ausgestaltete als von den Sozialpartnern gefordert. In der Folge
reichten die links-grünen Parteien und die Gewerkschaften genügend Unterschriften
für ein fakultatives Referendum ein, so dass 2024 über die Reform abgestimmt werden
wird.

Im März 2024 werden auch die Renteninitiative sowie die Initiative für eine 13. AHV an
die Urne kommen. Beide beriet das Parlament 2023 zu Ende und empfahl sie zur
Ablehnung. Dabei wurde auf Gegenentwürfe oder -vorschläge verzichtet, jedoch wies
der Ständerat seiner Kommission eine Motion zur Vorberatung zu, welche eine
Erhöhung der AHV-Renten für bedürftige Rentnerinnen und Rentner forderte und
somit das Begehren der Initiative für eine 13. AHV teilweise aufnahm. Nicht bis zur
Abstimmung schafften es hingegen die Initiativbegehren «Nationalbankgewinne für eine
starke AHV (SNB-Initiative)», «Generationeninitiative» für faire und sichere Renten
sowie «Leben in Würde – Für ein finanzierbares bedingungsloses Grundeinkommen»;
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sie alle scheiterten dieses Jahr im Stadium der Unterschriftensammlung.

Bewegung gab es in zwei Bereichen, die üblicherweise weniger im Fokus der
Sozialversicherungen stehen: Im Herbst 2023 schickte der Bundesrat einen Entwurf zu
den AHV-Hinterlassenenrenten in die Vernehmlassung, mit welcher er eine vom EGMR
gerügte Ungleichbehandlung von Witwern und Witwen beheben will, indem er die
Witwen- an die Witwerrente anpasst. 

2023 nahm die Regierung schliesslich zahlreiche Änderungen im Bereich der
Invalidenversicherung vor: So verbesserte sie per Verordnung den Lohnvergleich von
Menschen mit Invalidität, den Zugang von bei der IV gemeldeten Stellensuchenden zur
Stellenplattform für den Inländervorrang, die Vergütung der medizinischen
Massnahmen bei Kindern mit Geburtsgebrechen sowie die Übernahme der Hilfsmittel
durch IV und AHV. 1

1) APS-Zeitungsanalyse 2023 – Sozialversicherungen
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